
halten, werden sich langfristig als kurzsichtige Pol i tk erwei­
sen. Noch schlimmer w ä r e n Rückfäl le i n nationalen Protektio­
nismus. Angesichts vieler bekannter Korrekturen des M a r k t ­
mechanismus auch i n den westlichen Indus t r i e l ände rn , wi rken 
ihre P l ädoye r s für die >reine Lehre< vom freien Spiel der 
Krä f t e des Weltmarktes nicht immer g l aubwürd ig . Auch ko­
operationswillig klingende Festreden werden nicht ausreichen, 
u m die En twick lungs l ände r davon zu überzeugen , daß die 
Erkenntnis von der weltwirtschaftlichen Interdependenz auch 
den politischen Wil len zur solidarischen Zusammenarbeit i n 
Partnerschaft mi t sich gebracht hat. Es g i l t jetzt, m i t Phanta­
sie, M u t und Realismus Vorwär t s s t r a t eg i en zu entwickeln, die 
der neuen Situation a n g e p a ß t sind. Dabei w i r d auch i n den 
Indus t r i e l ände rn die Säku la r i s i e rung einiger >heiliger Kühe< 
nicht ausbleiben können . Wichtig ist auch eine Sensibilisie­
rung der öffentlichen Meinung für diese aktuelle Problematik, 
u m beizeiten das Ver s t ändn i s für erforderliche wirtschafts­
politische M a ß n a h m e n zu wecken, die mögl icherweise die I n ­
teressen einzelner Gruppen empfindlich treffen könn ten . Posi­
t ive Ansä tze für neue Formen der Zusammenarbeit zeigen die 
Verhandlungen der Europä ischen Gemeinschaft mi t den A K P -
Staaten und den M a g r e b - L ä n d e r n . Auch die Versuche, mi t 
Dreieckskooperation die ö l l ä n d e r i n die Verantwortung zu 
ziehen, sind erfolgversprechend, wenn auch nicht global ver­
wendbar. 

Eine weltweite VN-Konferenz, welche Beschlüsse — mehrheit­
lich erzwungen oder i m Konsensus verabschiedet — sie auch 
erbringen mag, schafft keine neue Industrieproduktion. Sie 
schafft auch keine neue internationale Wirtschaftsordnung für 
den Industriebereich. E in konstruktiver internationaler Dialog 
zwischen allen beteiligten Gruppen kann jedoch wirkungsvol l 
dazu beitragen, die Bereiche gemeinsamen Interesses und die 
Möglichkeit für realistische kooperative Akt ionen n ä h e r zu 
definieren, dieser Dialog m u ß jedoch von dem Wil len getra­
gen sein, für alle Beteiligte tragbare Kompromisse zu schaffen, 
die auch i m Heimatstaat politisch vertreten werden können . 
Erst damit w i r d die Aussicht geschaffen, d a ß den V N - B e ­
schlüssen auch geeignete innerstaatliche M a ß n a h m e n folgen 
werden, die zur F ö r d e r u n g neuer Entwicklungen beitragen. 
Es w ä r e zu wünschen , daß die Auseinandersetzungen vor und 
i n L ima von diesem Geist getragen werden. 

Die radikale Demonstration von mehrheitlich ausgeüb te r 
Macht i n VN-Gremien, wie sie i n letzter Zeit mehrfach er­
folgte, und die totale Ignorierung maßgebl icher Minderheiten, 
die zudem noch diese Weltorganisation finanziell tragen, 
w ü r d e langfristig auch den En twick lungs l ände rn schaden. 
Diese A r t der Konfrontat ion r ü h r t an die Grundfesten der 
Vereinten Nationen, die sich trotz aller berechtigter K r i t i k , 
durchaus als ein brauchbares Instrument zur F ö r d e r u n g der 
internationalen weltweiten Kooperation erwiesen haben. 
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Vereinte Nationen und Sozialpolitik 

Das 20. Jahrhundert ist sozialpolitisch geprägt . Das n immt 
nicht wunder, wenn man sich zweierlei vor Augen h ä l t : 

1. Ausgangspunkt und geistiger Motor moderner Sozialpolitik 
ist die Idee der Gleichheit, was immer man i m einzelnen dar­
unter verstehen mag. Der Gleichheitssatz ist gewisse rmaßen 
das sozialpolitische Grundrecht par excellence. Moderne So­
zialpoli t ik l äß t sich deshalb gr i f f ig und einleuchtend auf die 
Kurzformel bringen: mehr soziale Gerechtigkeit. 
2. E in Ur te i l da rübe r , i n welchem A u s m a ß e Gleichheit und 
soziale Gerechtigkeit verwirk l ich t sind und i n welchem U m ­
fange sie noch fehlen, setzt Vergleiche voraus: m i t anderen 
Zeiten, m i t anderen L ä n d e r n und anderen Gruppen von Men­
schen. Je s t ä rke r sich das Bewußt se in wirkl icher und schein­
barer Ungleichheiten oder sozialer Ungerechtigkeiten ausbrei­
tet, desto s t ä rke r werden die auf Ä n d e r u n g dieser Zus t ände 
gerichteten Impulse. 

Nun ist unser Jahrhundert dadurch gekennzeichnet, daß die 
Menschen auf der Erde einander n ä h e r gerückt sind: eine 
wachsende Zahl von Zeitgenossen hat die Möglichkeit, ferne 
L ä n d e r und Kontinente aus eigener Anschauung kennen zu 
lernen. Was heute nachmittag auf der anderen Seite der Erde 

R U D O L F E C H T E R H O L T E R 

geschieht, läuft heute abend übe r unseren Fernsehschirm, und 
die traditionellen Formen diplomatischer Kontakte zwischen 
den Staaten werden heute e rgänz t durch ein engmaschiges 
Netz von Begegnungen i m Rahmen der Reisediplomatie und 
i m Zusammenhang m i t dem Wirken internationaler Organi­
sationen und m i t internationalen Konferenzen. 
Hierbei spielen die Vereinten Nationen eine wichtige Rolle. 
Man kann sie zwar nicht als eine spezifisch sozialpolitische 
Organisation bezeichnen, wie es etwa die Internationale A r ­
beitsorganisation ist; i m Rahmen ihrer globalen Aufgaben­
stellung spielt aber die Sozialpolitik eine wichtige Rolle. Das 
rechtfertigt es, hierauf einzugehen, nachdem die Bundesrepu­
b l i k Deutschland seit Herbst 1973 Mitg l ied der Vereinten Na­
tionen und i m besonderen ihres Wirtschafts- und Sozialrates 
(ECOSOC) ist. 

Sozialpolitische Aufgaben der Vereinten Nationen 
Der Vorgänge r der Vereinten Nationen, der Genfer Vö lke r ­
bund, hatte wenig sozialpolitische Kompetenzen. Immerh in 
verpflichteten sich seine Mitglieder u. a. dazu, »angemessene und 
menschliche Arbeitsbedingungen für Männe r , Frauen und K i n ­
der zu schaffen«, und es darf nicht ü b e r s e h e n werden, d a ß 

16 Vereinte Nationen 1/75 



schon damals die Internationale Arbeitsorganisation entstand, 
die heute auf eine mehr als fünfzigjährige sozialpolitische A r ­
beit zurückbl icken kann. 
I m Hinblick auf die Entwicklung der Sozialpolitik i n der ersten 
Hälf te des 20. Jahrhunderts und die wachsende Bedeutung 
sozialer Fragen, auf die vor allem die En twick lungs länder i m ­
mer wieder hinweisen, werden die sozialpolitischen Aufgaben 
i n den Vereinten Nationen sehr v ie l umfassender gesehen. 
Einen Ansatzpunkt dazu liefert bereits die VN-Charta. I n der 
P r ä a m b e l w i r d die Entschlossenheit der Mitglieder bekundet, 
»den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard 
i n g röße re r Freiheit zu fördern« und hierzu » in te rna t iona le 
Einrichtungen i n Anspruch zu nehmen« . D e m g e m ä ß haben sich 
die Vereinten Nationen u . a. zum Ziel gesetzt, »eine internatio­
nale Zusammenarbeit herbe izuführen , u m internationale Pro­
bleme wirtschaftlicher, sozialer, kul turel ler und h u m a n i t ä r e r 
Arbei t zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Ge­
schlechts, der Sprache oder der Religion zu fö rdern und zu 
festigen« und »ein Mit te lpunkt zu sein, i n dem die B e m ü h u n ­
gen der Nationen zur Verwirkl ichung dieser gemeinsamen 
Ziele aufeinander abgestimmt werden« . A n anderer Stelle 
w i r d dies dahin konkretisiert, daß die Vereinten Nationen die 
Verbesserung des Lebensstandards, die Vollbeschäft igung und 
die Voraussetzungen für wirtschaftlichen und sozialen For t ­
schritt und Aufstieg fördern . 

Nun ist es mi t solchen Verfassungen internationaler Organisa­
tionen nicht anders als mi t den Staatsverfassungen: es kommt 
nicht so sehr darauf an, was i n ihnen an Formulierungen 
niedergelegt ist, als vielmehr, was daraus i n der Praxis ge­
macht w i r d . Dies wiederum h ä n g t davon ab, i n welchem U m ­
fang Insti tutionen bestehen, die berufen und bereit sind, die 
Verfassungstexte zu entfalten. I n unserem innerstaatlichen 
Bereich w i r d dies deutlich, wenn man beispielsweise die T ä t i g ­
keit des Bundesverfassungsgerichts und des Bayerischen Ver­
fassungsgerichtshofes umfassend würd ig t . Was die Vereinten 
Nationen anbetrifft, so haben sie eine Reihe von Institutionen, 
die sich mi t sozialpolitischen Fragen befassen k ö n n e n und dies 
auch ausgiebig tun. 

Sozialpolitisch kompetente Gremien der Vereinten Nationen 

Fast alle Insti tutionen der Vereinten Nationen befassen sich 
mi t Sozialpolitik, wenngleich es insoweit einige Schwerpunkte 
gibt. Nach der Charta der Vereinten Nationen gibt es sechs 
Hauptorgane: Die Generalversammlung, den Sicherheitsrat, 
den Wirtschafts- und Sozialrat, den Treuhandrat, den In te r ­
nationalen Gerichtshof und das Sekretariat, w ä h r e n d Neben­
organe nach Bedarf i n Ü b e r e i n s t i m m u n g mi t der Charta e in­
gesetzt werden können . Das ist i n erheblichem Umfange i n ­
zwischen geschehen: durch Ausschüsse und Kommissionen der 
Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrates, 
durch autonome Organisationen, se lbs tändige Programme, wie 
das Entwicklungsprogramm und das Umweltprogramm, und 
durch sonstige Institutionen. 

Die Generalversammlung behandelt auf ihren Jahrestagungen 
rege lmäßig eine Reihe sozialpolitischer Themen, die meist i n 
ihrem Haup taus schuß für soziale, h u m a n i t ä r e und kulturel le 
Fragen (3. Ausschuß) vorbereitet werden. Dieser Ausschuß be­
handelte z. B. auf seiner Tagung 1973 soziale Probleme der 
Jugend und der alten Menschen, desgleichen Fragen, die sich 
aus der Beschäft igung aus ländischer Arbeitnehmer ergeben. 
Ein wichtiges Thema der Generalversammlung von 1974 war, 
wie schon i n f rüheren Jahren, der Zusammenhang zwischen 
den Menschenrechten, einschließlich der sozialen Rechte, und 
der wissenschaftlich-technischen Entwicklung. Diese ist ja aus 
sozialpolitischer Sicht durchaus ambivalent: sie kann zu einer 
weitergehenden Humanisierung des Arbeitslebens und des 
Lebens ü b e r h a u p t beitragen. Sit kann aber auch zu steigen­
der Arbeitslosigkeit führen, und damit zu einer der inhuman­

sten Erscheinungen, die man sich sozialpolitisch vorstellen 
kann. Auch i n anderen Gremien werden sozialpolitische Fra ­
gen behandelt oder Themen m i t sozialpolitischen Aspekten: 
z. B . i n der Frauenrechtskommission, i m Ausschuß zur Besei­
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung, i m Ausschuß 
für Handelsrecht und i m Wirtschafts- und F inanzausschuß . 
Die sozialpolitischen Fragen konzentrieren sich n a t u r g e m ä ß i m 
Wirtschafts- und Sozialrat. Dieser widmet h e r k ö m m l i c h e r ­
weise eine seiner beiden a l l jähr l ichen Tagungen den sozialen 
Fragen. 1974 gehör te dazu die Verletzung von Gewerkschafts­
rechten i n Südaf r ika . Hierzu wurde ein Bericht des Internat io­
nalen Arbeitsamtes, mi t dem die Vereinten Nationen i n sozial­
politischen Fragen eng zusammenarbeiten, vorgelegt. A u ß e r ­
dem wurden die nationalen Erfahrungen bei der V e r w i r k ­
lichung weitreichender sozialer und wirtschaftlicher V e r ä n ­
derungen zugunsten des sozialen Fortschritts behandelt. Die 
Bundesregierung hat in einem diesbezüglichen Bericht Fragen 
der Mitbest immung der Arbeitnehmer und des Ausbaues der 
Sozialen Sicherheit dargestellt. 

Sozialpolitische Fragen ergeben sich aber auch immer wieder 
i m wirtschaftlichen Bereich der Tä t igke i t des Wirtschafts­
und Sozialrates, was angesichts des engen Zusammenhanges, 
der zwischen wirtschaftlichen und sozialen Fragen von der 
Natur der Sache her besteht, durchaus vers tändl ich ist. So hat 
die E r ö r t e r u n g der Rolle multinationaler Gesellschaften auch 
soziale Aspekte. I m Bereich des Wirtschafts- und Sozialrates 
ist vor allem die Kommission für soziale Entwicklung zu er­
w ä h n e n , die eine gute Pla t t form für intensive sozialpolitische 
Diskussionen abgibt. Auch die Arbe i t der Menschenrechts­
kommission ragt stark i n den sozialpolitischen Bereich hinein, 
u m f a ß t doch die Tä t igke i t der Vereinten Nationen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte seit jeher nicht nur die klassischen 
Freiheitsrechte, sondern auch soziale Rechte, wie schon die 
Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschenrechte der Vereinten Na­
tionen ausweist. Die Kommission für Menschenrechte hat dem­
g e m ä ß auch bei der Vorbereitung des Internationalen Paktes 
ü b e r wirtschaftliche, soziale und kul turel le Rechte maßgebl ich 
mi tgewirk t 1 . 

Dem Wirtschafts- und Sozialrat sind regionale Wirtschafts­
kommissionen zugeordnet: die Wirtschaftskommissionen für 
Europa, für Af r ika , für Lateinamerika, für Westasien und die 
für Asien und den Pazifik. Auch dort sind die wirtschaftlichen 
Probleme nicht zu trennen von den sozialen Fragen, denen sich 
insbesondere die En twick lungs l ände r gegenübersehen . Nicht 
umsonst hat Bundesp rä s iden t Scheel schon vor Jahren, als 
er noch Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit war, die 
Entwicklungshilfe als »wel twei te Sozialpolit ik« bezeichnet. 
Auch i n der Wirtschaftskommission für Europa, i n der die 
Bundesrepublik Deutschland akt iv m i t w i r k t , werden Fragen 
der Beschäft igung und des Arbeitsschutzes e r ö r t e r t und be­
handelt. 

Die Vereinten Nationen befassen sich auch intensiv m i t Fra­
gen, die zwar i m allgemeinen nicht der Sozialpolitik zugeord­
net werden, sondern als e igens tändig anerkannt sind, die 
aber gleichwohl stark sozialpolitisch gepräg t sind. Das g i l t für 
den Bereich des Umweltschutzes — es gibt ein Programm der 
Vereinten Nationen für Umweltfragen nebst einem Umwel t ­
fonds — und für das Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen, aus dem eine Reihe spezifisch sozialpolitischer Pro­
jekte der Entwicklungshilfe finanziert werden, deren Durch­
füh rung häuf ig der Internationalen Arbeitsorganisation ob­
liegt. Angesichts dieser umfassenden sozialpolitischen A k t i v i ­
t ä t e n ist es vers tändl ich , d a ß auch einige den Vereinten Na­
tionen zugeordnete wissenschaftliche Insti tute sich mi t sozial­
politischen Fragen befassen: das Inst i tu t für soziale Entwick­
lung, das Inst i tu t für soziale Abwehr und das Inst i tu t für 
Ausbildung und Forschung. 

Auch bei den nicht s tändigen Veranstaltungen der Vereinten 
Nationen spielt die Sozialpolitik eine wichtige Rolle. E r w ä h n t 
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seien hier vor allem die Konferenz der Sozialminister sowie 
eine Reihe sozialpolitischer Seminare und Symposien der Ver­
einten Nationen, aber auch Sonderkonferenzen, wie die Stock­
holmer Umweltkonferenz, aus der sich das Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen entwickelte, oder die Wel tbevö lke ­
rungskonferenz, die 1974 in Bukarest stattfand. Al le diese Ver­
anstaltungen haben erhebliche sozialpolitische Aspekte. 

Sozialpolitisch bedeutsame Übereinkommen 
der Vereinten Nationen 

Die Vereinten Nationen besch ränken sich nicht darauf, inter­
nationale Probleme unverbindlich zu diskutieren. Die von 
ihnen oder unter ihrer M i t w i r k u n g geschlossenen vö lke r rech t ­
lichen Ver t r äge zäh len zu den erfolgreichsten Teilen ihrer A r ­
beit, mögen sie auch weniger i m Rampenlicht der öffentlichen 
E r ö r t e r u n g e n stehen als andere hochpolitische Tät igkei ten . 
Ü b e r den Internationalen Pakt ü b e r wirtschaftliche, soziale 
und kulturel le Rechte vom 19. Dezember 19661, den auch die 
Bundesrepublik Deutschland rat if iziert hat, wurde bereits 
f rühe r berichtet 2. Obwohl der Pakt einen K o m p r o m i ß z w i ­
schen Staaten m i t grundlegend verschiedener politischer, w i r t ­
schaftlicher und sozialer Ordnung darstellt, ist er ein wichtiger 
Schritt zur Entwicklung des Völker rech ts : er macht deutlich, 
daß nicht nur die klassischen Freiheitsrechte Bestandteil des 
Völker rechts geworden sind, was an sich schon einen bemer­
kenswerten Fortschritt darstellt, sondern auch jene sozialen 
Rechte, ohne welche die Freiheitsrechte nicht dazu führen k ö n ­
nen, ein menschenwürd iges Dasein zu gewähr le i s ten . Daß jene 
Rechte i n ihrer Substanz durchaus verschieden sind — neben 
Freiheitsrechten finden sich Schutzrechte und Teilhaberechte, 
aber auch Postulate für die Gestaltung der wirtschaftlichen 
und sozialen Ordnung — und daß sie keine einklagbaren i n d i ­
viduellen Ansprüche beg ründen , ä n d e r t nichts an der p o l i t i ­
schen Bedeutung dieses Vorganges. F r ü h e r wurde bereits dar­
auf hingewiesen, daß dieser Pakt nicht einen bestimmten so­
zialen Zustand festschreiben w i l l , sondern, ähnlich wie bei uns 
der Verfassungsgrundsatz der Sozialstaatlichkeit, dynamisch 
angelegt ist: auf die ständige Verbesserung der sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse. Gerade deshalb kommt der l au­
fenden Berichterstattung ü b e r die fortschreitende V e r w i r k ­
lichung der i m Pakt anerkannten sozialen und sonstigen Rechte 
erhebliche praktische Bedeutung zu. Eine Rechtspflicht zur 
Berichterstattung aufgrund des Paktes besteht allerdings auch 
für jene Staaten noch nicht, die den Pakt rat if iziert haben, da 
er die zu seinem Inkraf t t reten erforderliche Zahl von R a t i f i ­
kationen bisher noch nicht erreicht hat. Indessen bestehen 
inhalt l ich weitgehend identische Berichtspflichten aufgrund 
von Entschl ießungen der Vereinten Nationen zum Thema der 
wirtschaftlichen, sozialen und kul turel len Rechte, und die 
Bundesregierung ist diesen Pflichten bisher rege lmäßig nach­
gekommen. 

Sozialpolitische Aspekte lassen sich auch i n anderen Uberein­
kommen nachweisen: i m Ü b e r e i n k o m m e n zur Beseitigung j e ­
der Form von Rassendiskriminierung, aus dem ebenfalls eine 
rege lmäßige Berichtspflicht folgt, i m Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r die 
Rechtsstellung der F lücht l inge und neuerdings i n dem ihm 
nachgebildeten Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r die Rechtsstellung der 
Staatenlosen. Bei anderen Ubereinkommen zeichnen sich Be­
strebungen ab, sie durch sozialpolitische Vorschriften zu er­
gänzen : So wurde auf der Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen von einigen Teilnehmerstaaten ein Vorschlag einge­
bracht, i n das Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r die Hohe See auch Vor ­
schriften einzufügen, welche dem jeweiligen Flaggenstaat so­
zialpolitische Verpflichtungen gegenüber der Schiffsbesatzung 
auferlegen. Andere Ü b e r e i n k o m m e n haben sozialpolitische 
Auswirkungen, wie das Ü b e r e i n k o m m e n übe r die Geltend­
machung von Un te rha l t s ansp rüchen i m Ausland oder das ü b e r 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf 
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern . Auch 

die Wirtschaftskommission für Europa hat Ü b e r e i n k o m m e n 
verabschiedet, die sozialpolitische Aspekte neben wirtschafts-
und verkehrspolitischen enthalten, etwa i m Bereich des A r ­
beitsschutzes. Dies alles t r äg t dazu bei, die innerstaatliche 
Gesetzgebung durch ein immer engeres Netz völkerrecht l ich 
verbindlicher internationaler Instrumente zu e rgänzen und zu­
sätzlich abzusichern. 

Studien und Berichte 

Die Berichterstattung spielt i n den Vereinten Nationen eine 
bedeutende Rolle, und dabei kommt es auch zu Überschne i ­
dungen. So w i r d das Problem der Beschäf t igung aus ländischer 
Arbe i t skräf te , das in einigen Teilen der Welt m i t dem K o l o ­
nialismus und Neokolonialismus i n Verbindung gebracht w i r d , 
immer wieder von neuem behandelt. Neben Studien ü b e r Spe­
zialfragen, wie ü b e r regionale Strukturen, ü b e r die Rehabil i ­
tat ion von Körpe rbeh inde r t en , ü b e r Rassendiskriminierung 
und neuerdings ü b e r die Rolle multinationaler Gesellschaften, 
ist hier vor allem auf eine Reihe rege lmäß ige r Berichte hinzu­
weisen, die soziale Fragen behandeln. Grundlage der Berichte 
ist jeweils eine Entschl ießung der Vereinten Nationen zu die­
sem Thema. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat d e m g e m ä ß einen Bericht 
übe r den sozialen Fortschritt i n den letzten 20 Jahren erstellt 3 . 
Er behandelt Fragen der Vollbeschäft igung und des Lebens­
standards, das deutsche System der Betriebsverfassung und 
Mitbestimmung, die Sozialversicherung, die soziale Stellung 
der Frau sowie die Hi l fen für Kinder und Jugendliche. I n 
einem anderen Bericht 4 wurden Aus füh rungen zur Po l i t ik der 
Vollbeschäft igung, zur Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit, 
zur Integration aus ländischer Arbeitnehmer, zur Sicherung 
gegen die Risiken des Alters und der Krankhei t , zum Schutz 
der Familie, der Mutter sowie der Kinder und Jugendlichen 
gemacht. E in dr i t ter Bericht 5 betraf die wirtschaftlichen, sozia­
len und kul turel len Rechte und ihre Entwicklung i n den letz­
ten Jahren. Dar in wurde, einem vorgegebenen Berichtschema 
folgend, ü b e r folgende sozialpolitische Bereiche berichtet: 
aktive Arbeitsmarktpoli t ik, Rehabilitation Behinderter, Schutz 
Schwerbeschädigter , gerechte und güns t ige Arbeitsbedingun­
gen und Arbeitsentgelte, gleicher Lohn für gleiche Arbei t , 
angemessene Ruhezeiten und Freizeit, Begrenzung der A r ­
beitszeit, Koalitionsrecht, Streikrecht, Soziale Sicherung (ein­
schließlich der Kriegsopferversorgung und der betrieblichen 
Altersversorgung), Spar fö rderung , Hi l fen für den Krankhei ts­
fal l , Familienlastenausgleich. 

Die multinationalen Unternehmen 

W ä h r e n d die Probleme, die mi t der Tä t igke i t weltumspannen­
der Konzerne verbunden sind, zunächs t vor al lem i n den Ent ­
wick lungs ländern e r ö r t e r t wurden, hat seit einiger Zeit ein 
weltweites Interesse eingesetzt, das auch i n den Industr ie­
staaten zu parlamentarischen A n h ö r u n g s v e r f a h r e n , A k t i v i t ä ­
ten von Kar te l lbehörden , Studientagungen i m auserlesenen 
Kreis und wissenschaftlichen Forschungsarbeiten geführ t hat 
und noch führt . N a t u r g e m ä ß erschöpft sich diese Problematik 
nicht i m sozialpolitischen Bereich; sie schließt i hn aber ein, 
und i h m kommt dabei zweifellos eine erhebliche Bedeutung 
zu. Das erhellt schon daraus, daß die Internationale Arbei ts ­
organisation bereits eine Schrift zu diesem Thema veröf fen t ­
licht hat und i hm fortlaufend einen Tei l ihrer Energie widmet. 
Immer wieder werden auf den Tagungen der branchenbezo­
genen Indus t r i eausschüsse und auf den ebenfalls branchen­
bezogenen dreigliederigen Fachtagungen Entsch l ießungen ver­
abschiedet, welche die Erstreckung dieser Arbeiten auf weitere 
Wirtschaftszweige fordern. 

Die Vereinten Nationen k ö n n e n und wollen sich na tü r l i ch 
nicht auf die sozialpolitische Problematik beschränken , welche 
die Tät igkei t multinationaler Unternehmen auf w i r f t ; sie m ü s ­
sen dieses P h ä n o m e n umfassend behandeln. Aber sie dü r f en 
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dabei die Sozialpolitik nicht ausklammern, und sie tun das 
auch nicht. Das g i l t insbesondere für einen von ihnen ange­
regten Bericht 8 eminenter Persönl ichkei ten , die als u n a b h ä n ­
gige Sachvers tändige dieses Thema angingen, unter ihnen ein 
amtierender Bundesminister m i t umfassenden gewerkschaft­
lichen Erfahrungen. Dieser Bericht behandelt insbesondere die 
positiven wie negativen Auswirkungen, welche die Tä t igke i t 
multinationaler Unternehmen auf den Arbeitsmarkt des Gast­
landes haben kann. Er h ü t e t sich in erfreulicher Weise vor 
Pauschalurteilen, die nicht zu praktikablen Lösungen beitra­
gen können , und kommt statt dessen zu einer differenzierten 
W ü r d i g u n g dieser recht komplexen Sachverhalte. Der Aus­
schuß hat üb r igens zum Ausdruck gebracht, d a ß er nicht den 
Dienstleistungssektor miterfassen konnte. D e m g e m ä ß hä l t er 
weitere Untersuchungen ü b e r die Rolle multinationaler Ban­
ken und Versicherungsunternehmen für erforderlich, eine 
Forderung, die sich auch eine diese Branchen einschl ießende 
Tagung des Ausschusses für Angestellte und Geistesarbeiter 
der Internationalen Arbeitsorganisation i m Herbst 1974 zu 
eigen machte. 
Der zweite Tei l des e r w ä h n t e n Berichts behandelt auch einige 
besonders wichtige sozialpolitische Fragen: der Beschäft igung 
und der Löhne , der Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern und der Beschäf t igungsbedingungen (Arbeits­
normen). Auch hier kommt die Arbeitsgruppe zu konkreten 
Vorschlägen: 

1. Die H e i m a t l ä n d e r sollen die Verlegung von arbeitsintensi­
ven Produktionen, die eine geringe Qualif ikation der A r ­
be i t skrä f te erfordern, nicht verhindern, sondern die da­
durch freiwerdenden Arbe i t sk rä f t e i m eigenen Land u m ­
schulen und durch Anpassungsbeihilfen schützen. 

2. Die multinationalen Unternehmen sollen i n ihren Heimat­
l ä n d e r n und in ihren G a s t l ä n d e r n ü b e r die beschäf t igungs­
politischen Zielsetzungen der jeweiligen Regierungen k la r 
unterrichtet werden. 

3. Wer durch Produktionsentscheidungen multinationaler U n ­
ternehmen i n deren H e i m a t l ä n d e r n oder i n deren Gast­
l ä n d e r n arbeitslos w i r d , soll eine volle En tschäd igung er­

halten. Soweit gewisse En twick lungs l ände r dazu nicht die 
erforderlichen M i t t e l haben, soll ein zu schaffender in ter­
nationaler Sozialfonds zusätzlich helfen. 

4. Die Gas t l ände r sollen angeregt werden, den größtmögl ichen 
Nutzen aus der Niederlassung multinationaler Unterneh­
men für den größtmögl ichen Te i l der niedrigen E inkom­
mensgruppen zu ziehen. 

5. I m Rahmen der Vereinten Nationen soll geprüf t werden, 
wie die Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk­
schaften am Entsche idungsprozeß auf ör t l icher und inter­
nationaler Ebene sichergestellt werden kann. 

6. Die Heimat- und Gas t l ände r multinationaler Unternehmen 
sollen die ungehinderte Einreise von Gewerkschaftsvertre­
tern gestatten, die den Arbeitnehmern multinationaler U n ­
ternehmen auf Anforderung bei den Verhandlungen m i t 
multinationalen Unternehmen zur Seite stehen sollen. 

7. I n der Frage von Sympathiestreiks und sonstigen f r i ed­
lichen Formen konzertierter A k t i o n werden die Regie­
rungen aufgefordert, eine liberale Pol i t ik zu betreiben. 

8. Pflichten zur Offenlegung von Daten, Rechnungslegung und 
Berichterstattung sollen auch hinsichtlich jener Daten ge­
schaffen werden, die i m Hinbl ick auf Tarifverhandlungen 
von besonderer Bedeutung sind. 

Schon jetzt erweist es sich, d a ß der Bericht eine gute und 
brauchbare Ausgangsbasis für die weiteren E r ö r t e r u n g e n i n 
den Vereinten Nationen darstellt. Sie kreisten i m ECOSOC 
zunächst u m die ve r f ah rensmäß ige Frage, ob die weitere ver­
tiefte Behandlung des Themas einem Gremium u n a b h ä n g i g e r 
Sachvers tänd iger anvertraut werden solle oder Regierungs­
vertretern oder einem gemischten Gremium aus diesen und 
u n a b h ä n g i g e n Sachvers tänd igen . F ü r jede dieser Lösungen 
lassen sich gute und gewichtige G r ü n d e an führen . 
Wichtiger als diese Entscheidung w i r d aber sein, daß die m i t 
der Tä t igke i t der multinationalen Unternehmen verbundenen 
sozialpolitischen Fragen unter voller Heranziehung des inso­
weit vorhandenen sozialpolitischen Sachverstandes untersucht 
werden. Unter diesem Gesichtspunkt m u ß eine enge und i n ­
tensive Zusammenarbeit der Vereinten Nationen und ihrer 

Der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, Dr. 
Kurt Waldheim, am 5. Fe­
bruar 1975 beim Bundes­
kanzler. Das einstündige 
Gespräch, an dem auch der 
Staatssekretär Gehlhoff vom 
Auswärtigen Amt, früherer 
deutscher UNO-Botschafter, 
teilnahm, behandelte poli­
tische, wirtschaftliche und 
finanzielle Fragen von welt­
politischer Bedeutung, dar­
unter die Lage im Nahen 
Osten und auf Zypern, die 
Entwicklung der Europäi­
schen Gemeinschaften und 
die Rolle der beiden deut­
schen Staaten in der UNO. 
— Das Bild zeigt v. 1. n. r. 
Staatssekretär Dr. Gehlhoff, 
Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, Botschafter Frhr. 
von Wechmar, den jetzigen 
deutschen Chefdelegierten 
bei der UNO, Generalsekre­
tär Waldheim und Professor 
Dr. Debatin, den Finanz­
chef der UNO. Prof. Deba­
tin hat mit dem Titel Bei­
geordneter Generalsekretär 
das höchste von einem Deut­
schen besetzte Amt in der 
UNO inne. 
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Gremien m i t der Internationalen Arbeitsorganisation ange­
strebt werden, die i n besonderer Weise den i n der Welt vor ­
handenen sozialpolitischen Sachverstand rep räsen t i e r t , sind i n 
ih r doch nicht nur die Regierungen der Mitgliedstaaten ver­
treten, sondern auch die Sozialpartner, d. h . die r e p r ä s e n t a t i ­
ven Gewerkschaften und Arbe i t gebe rve rbände . 

Ausblick 
Die vorstehende kurze Übers icht zeigt, daß die Vereinten Na­
tionen sich vielfält ig m i t sozialen Problemen und Mi t t e ln und 
Wegen zu ihrer Lösung befassen. Welche Perspektiven erge­
ben sich für diese internationale sozialpolitische Zusammen­
arbeit? 
Zunächs t einmal fällt auf, d a ß die Arbei t der Vereinten Nat io­
nen insoweit s t ä r k e r politisch als fachlich orientiert ist. Das 
zeigt insbesondere ein Vergleich mi t der Internationalen A r ­
beitsorganisation. Zwar ist auch deren Arbei t nicht immer frei 
von politischen Einflüssen. Doch l äß t sich feststellen, d a ß sie 
i m Vergleich zu der der Vereinten Nationen sehr v ie l sachbe­
zogener ist, w ä h r e n d bei der Behandlung sozialpolitischer 
Themen i n den Vereinten Nationen das politische Element 
deutlich i m Vordergrund steht. 
Das h ä n g t sicher m i t der verschiedenen Struktur beider Orga­
nisationen zusammen: Die Internationale Arbeitsorganisation 
ist durch ihre bereits e r w ä h n t e Dreigliederigkeit gekennzeich­
net, d. h . dadurch, daß neben den Regierungen der Mi tg l i ed ­
staaten die r e p r ä s e n t a t i v e n Organisationen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gleichberechtigt mi twi rken . Diese konzen­
tr ieren ih r Interesse i m allgemeinen darauf, die sozialpoli­
tischen Fragen wirklichkeitsnah zu behandeln. A u f der ande­
ren Seite spielen die g roßen Industriestaaten, die auch die 
längs te sozialpolitische Erfahrung haben, eine besondere Rolle 
i n der Internationalen Arbeitsorganisation. Schließlich werden 
die Tagungen dieser Organisation i n der Regel von Fachleuten 
wahrgenommen. 
Dies alles ist i n den Vereinten Nationen anders: Eine ins t i tu ­
tionelle M i t w i r k u n g von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerver­
tretern ist nicht vorgesehen. Unter den Regierungen spielen 

die En twick lungs länder wegen ihrer g roßen Zahl eine aus­
schlaggebende Rolle. Sie bestimmen weitgehend nicht nur die 
Thematik der Diskussionen, sondern auch die konkreten E r ­
gebnisse. Das führ t dazu, d a ß auch die sozialen Probleme unter 
jenen Aspekten behandelt werden, die vor allem für die Ent­
wick lungs länder von Interesse sind. Schließlich werden die 
Tagungen der Gremien der Vereinten Nationen vielfach von 
Diplomaten wahrgenommen, die von Hause aus eher geneigt 
sind, politisch zu argumentieren als fachlich, selbst wenn es 
sich i m Grunde genommen u m Fachfragen handelt. Unter 
diesen U m s t ä n d e n m u ß es b e g r ü ß t werden, d a ß die Vereinten 
Nationen he rkömml iche rwe i se bei sozialpolitischen Fragen den 
Sachverstand der Internationalen Arbeitsorganisation ausgie­
big nutzen. 
Diese strukturellen Besonderheiten, die bisweilen bei der Er­
ö r t e r u n g sozialpolitischer Sachfragen zu besonderen Proble­
men führen und die Lösung solcher Fragen nicht immer er­
leichtern, sollten gleichwohl niemand entmutigen, sich an der 
internationalen Diskussion i n den Vereinten Nationen aus­
giebig und konstrukt iv zu beteiligen. Nationen m i t reichhalt i­
gen sozialpolitischen Erfahrungen wie w i r haben hier einen 
beachtlichen Beitrag zu leisten, und dies w i r d auch internatio­
nal von uns erwartet. F ü r uns kann es nicht nur darum gehen, 
was w i r an zusätzl ichen sozialpolitischen Anregungen emp­
fangen können . Vielmehr stellt sich g le ichermaßen die Frage, 
was w i r beisteuern können , damit mehr soziale Gerechtigkeit 
verwirk l ich t w i r d , nicht nur bei uns zu Hause, sondern i m 
Verhä l tn i s der Völker und Staaten untereinander. 
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Die UNO und die Flüchtlinge 

Trotz aller Menschenrech t se rk lä rungen gibt es nach wie vor 
zahlreiche Flücht l inge. Da sich wegen seiner unvergleichlichen 
wissenschaftlichen und technischen Leistungen als so for t ­
schrittlich empfindende 20. Jahrhundert ist zugleich das Jahr­
hundert der opferreichsten Kriege, der umfangreichsten Ver­
folgungen und des Entstehens von Flücht l ingsbewegungen , 
wie sie i n diesem A u s m a ß bisher unbekannt waren. Mil l ionen 
Menschen haben aus politischen, religiösen, rassischen und an­
deren G r ü n d e n ihre angestammte Heimat verlassen müssen . 
Nur derjenige, der einmal selbst Flücht l ing gewesen ist, 
weiß , was es heißt , F lücht l ing zu sein. Das Ausges toßensein i n 
die Fremde bedeutet nicht nur ein Zerschneiden der Wurzeln 
und Bindungen an Familie, Heimat und Vaterland, das 
Flücht l ingsdase in ist zugleich fast immer von Not und Hoff­
nungslosigkeit gezeichnet. 

»Wenn w i r schon nicht die Ursachen beseitigen können , die 
Flücht l inge entstehen lassen, so wollen w i r doch wenigstens 
versuchen, den Flücht l ingen Hoffnung zu geben«, e r k l ä r t e 
UNO-Flüch t l ingskommissa r Prinz Sadruddin Aga Khan vor 
wenigen Wochen auf der 25. Tagung des Exekutivausschusses 
seines Amtes. 
Die Leistung von Schutz und Hil fe sind die beiden zentralen 
Aufgaben, die der UNO-Flüch t l ingskommissa r gegenüber den 
Flücht l ingen hat. Die Sicherung des vor läuf igen oder e n d g ü l ­
tigen Verbleibens des Flücht l ings am neuen Aufenthaltsort 

G Ü N T E R W E B E R 

sowie seiner Bewegungsfreiheit sind die unmittelbarsten der 
vielfäl t igen Schutzaufgaben. Ist der F lücht l ing durch inter­
national anerkannte Personalpapiere und Reisedokumente zu­
nächs t einmal gegen die Gefahr abgeschirmt, einfach weiter­
geschickt oder sogar zurückgeschickt zu werden, dann braucht 
er anschl ießend das Recht, den Lebensunterhalt für sich und 
die Seinen am neuen Aufenthaltsort selbst erwerben zu k ö n ­
nen und eventuell durch Schulung oder Umschulung h ier für 
die Befähigung zu erhalten. 
Die Schutzleistungen der Vereinten Nationen und ihres Beauf­
tragten, des UNO-Flüch t l ingskommissa r s (der offizielle T i te l 
he iß t : UNO-Hochkommissar für Flüchtl inge) , sind für die ihrer 
Rasse, ihrer politischen Überzeugung , ihrer Na t iona l i t ä t oder 
ihrer Zugehör igke i t zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
wegen Verfolgten i n der internationalen F lüch t l ingskonven­
t ion des Jahres 1951 festgelegt. Sie wurde bisher von 65 Re­
gierungen unterzeichnet. Da die internationale Konvention 
sich auf Flücht l inge bezog, die 1951 vorhanden waren, wurde 
sie 1967 durch ein Protokoll e rgänzt , das diese zeitliche Be­
grenzung aufhob. 
Neben dem Schutz für den i n den meisten Fä l l en staatenlos 
gewordenen politischen Flücht l ing ist — wie bereits e r w ä h n t 
— die materielle Hilfeleistung eine der zentralen Aufgaben 
des UNO-Flüch t l ingskommissa rs . Es g i l t für die materielle 
Existenz eines jeden einzelnen Flücht l ings eine Daue r lösung 
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